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Ordnungsangelegenheiten 

Medenheimer Straße 6/8, 37154 Northeim 

Varinia Pöpel 
Zimmer 005 
Telefon 05551 708-232, Zentrale 708-0 
Telefax 05551 708-9324 
E-Mail vpoepel@landkreis-northeim.de 
Internet www.landkreis-northeim.de 

Terminvereinbarungen vermeiden Wartezeiten 

 

Datum und Zeichen Ihres Schreibens Mein Zeichen Datum 

 21/32 20 01 29.03.2022 

Die Landrätin 

Landkreis Northeim • Postfach 13 63 • 37143 Northeim 

Servicezeiten: montags 8.30 bis 12.30 Uhr, dienstags und donnerstags 8.30 bis 12.30 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr, freitags 8.30 bis 12.30 Uhr 
und nach Vereinbarung 
 

Konten der Kreiskasse Northeim 
Kreis-Sparkasse Northeim – IBAN: DE65 2625 0001 0000 0238 46 
Sparkasse Einbeck – IBAN: DE20 2625 1425 0001 0106 28 
Nord/LB – IBAN: DE74 2505 0000 0022 8033 65 

 

 
Alte Backstube Immensen Dorfladen w.V. 
z. Hd. des Vorsitzenden  
Herrn Erhard Pavel 
Uhlandstraße 44 
37574 Einbeck 
 
 
 

 
Verleihung der Rechtsfähigkeit für den wirtschaftlichen Verein Alte Backstube Im-
mensen Dorfladen (w.V.) nach § 22 BGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Pavel, 
 

1. dem Verein „Alte Backstube Immensen Dorfladen“ mit Sitz in 37574 Einbeck, Zur 
Wienecke 4, wird bezugnehmend auf die beigefügte Vereinssatzung die Rechtsfä-
higkeit als wirtschaftlicher Verein (w.V.) verliehen. 

 
2. Die Rechtsfähigkeit als wirtschaftlicher Verein (Ziffer 1) wird mit nachfolgenden Auf-

lagen verliehen: 
 
a) Der Vorstand des Vereins hat unverzüglich die Umwandlung des Vereins in eine 

Genossenschaft einzuleiten, wenn in drei aufeinanderfolgenden Jahren die Grenzen 
der Buchführungspflicht nach § 141 Abgabenordnung (AO) überschritten werden. 

 
b) Vorstandsänderungen des Vereins sind dem Landkreis Northeim als Verleihungs-

behörde unverzüglich anzuzeigen. 
 
c) Die Auflösung des Vereins ist dem Landkreis Northeim als Verleihungsbehörde un-

verzüglich anzuzeigen. 
 

3. Der Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen w.V. hat die Kosten des Verfah-
rens zu tragen. 
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Begründung: 
 
Zu 1): 
Der Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen hat die Verleihung der Rechtsfähigkeit als 
wirtschaftlicher Verein beantragt. Dem Antrag waren die Vereinssatzung, das Gründungs-
protokoll inklusive Teilnehmerübersicht sowie eine Unterschriftenauflistung von sieben 
Gründungsmitgliedern beigefügt. 
 
Zweck des Vereins ist die Bewirtschaftung eines Dorfladens in Einbeck, OT Immensen, 
Zur Wienecke 4, mit nachfolgenden Zielen: 
 

 Verbesserung der Infrastruktur und Attraktivität der ländlich geprägten Gemeinde durch 
die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des täglichen Bedarfs am Ort, insbesonde-
re für ältere und alleinstehende Mitmenschen. 
 

 Erhaltung der örtlichen Gemeinschaft (der Dorfladen fungiert als zentrale Anlaufstelle 
im Ort und fördert das gemeinschaftliche Miteinander). 

 
Nach § 22 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) erlangt ein Verein, dessen Zweck auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist (I), seine Rechtsfähigkeit durch staatliche 
Verleihung, wenn besondere bundesgesetzliche Vorschriften fehlen (II). 
 
Zuständig für die Verleihung sind nach § 1 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch (Nds. AGBGB) die Landkreise und kreisfreien Städte in denen 
der Verein seinen Sitz hat. Die Zuständigkeit der selbstständigen Gemeinden wird ausge-
schlossen. 
 
Mit Vereinssitz in 37574 Einbeck ist der Landkreis Northeim die zuständige Behörde für 
die Verleihung. 
 
Die Voraussetzungen für eine Verleihung der Rechtsfähigkeit als wirtschaftlicher Verein 
(w.V.) liegen beim Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen vor: 
 
Zu I) Vereinszweck = wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb: 
Ein Zweck ist insbesondere dann auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet, 
wenn der Zweck selbst auf eine wirtschaftliche Betätigung gerichtet ist. Es muss nicht be-
absichtigt sein, dadurch Gewinne zu erzielen. Ein Zweck ist schon dann auf einen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet, wenn Wirtschaftsgüter planmäßig und gegen Ent-
gelt angeboten werden sollen, unabhängig davon, ob das Entgelt nur die Kosten deckt 
oder gar zu Verlusten führt. 
 
Zweck des Vereins ist die Bewirtschaftung eines Dorfladens, in welchem Güter des tägli-
chen Bedarfs gegen Entgelt angeboten werden. 
 
Der Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen ist daher zweifelsfrei auf einen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb ausgerichtet. 
 
Zu II) Fehlen bundesgesetzlicher Vorschriften (Unzumutbarkeit anderer Rechtsformen): 
Die Verleihung der Rechtsfähigkeit an einen wirtschaftlichen Verein nach § 22 BGB kommt 
grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn es wegen der besonderen Umstände des Einzel-
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falls für die Vereinigung unzumutbar ist, sich in einer anderen für rechtsfähige wirtschaftli-
che Zusammenschlüsse bundesgesetzlich bereitgestellten Rechtsform (GmbH, AG, Ge-
nossenschaft) zu organisieren und auf diese Weise die Rechtsfähigkeit zu erlangen.  
 
Die Alternative, dass die Rechtsform wirtschaftlicher Verein durch bundesgesetzliche Re-
gelung ausdrücklich zugelassen ist, kommt vorliegend nicht zum Tragen. 
 
Der Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen bildet aus den nachfolgend genannten 
Gründen eine Vereinigung, der es nach den gegebenen Umständen nicht zugemutet wer-
den kann, auf andere Rechtsformen verwiesen zu werden: 
 

 Die Gründung einer Aktiengesellschaft (AG) oder einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH) scheidet aus, da für die vom Verein Alte Backstube Immensen Dorf-
laden verfolgten Zwecke diese Rechtsformen wesensmäßig nicht passen. Für die Or-
ganisationsformen AG und GmbH sind das Anbieten von Leistungen an ein breites 
Spektrum des Marktes und das Gewinnstreben charakteristisch. Durch die nach außen 
gerichtete Hauptbetätigung werden Gläubigerinteressen besonders berührt. Deshalb 
tragen die für die AG und die GmbH geltenden Rechtsvorschriften dem Gläubiger-
schutz in starkem Maße Rechnung, z.B. durch die Forderung der Kapitalmindestaus-
stattung, die Bilanzierungs-, Publizitäts- und Prüfungspflichten oder Vertretungsbefug-
nisse organschaftlicher Vertreter. Vereine, die einer AG oder GmbH vergleichbar wirt-
schaftlich tätig werden, sind deshalb generell aus Gründen des Gläubigerschutzes auf 
diese Rechtsform zu verweisen. Auf den Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen 
treffen die Wesensmerkmale der AG und GmbH nicht zu. Bei diesem dominieren die 
kooperativen, vereinscharakteristischen Merkmale. Der Verein verfolgt mit seiner Tä-
tigkeit ein soziales Engagement, keine erhebliche Gewinnerzielungsabsicht. Die Leis-
tungen des Vereins werden im Wesentlichen gegenüber den Vereinsmitgliedern bzw. 
den Einwohnern des Ortes Immensen und somit nicht gegenüber einem breiten Spekt-
rum des allgemeinen Marktes erbracht. Den Antragsteller auf die AG oder GmbH mit 
der Folge genannter Verpflichtungen zu verweisen, wäre unverhältnismäßig. 
 

 Auf die Rechtsform der Genossenschaft kann der Verein Alte Backstube Immensen 
Dorfladen ebenfalls nicht verwiesen werden. Die Rechtsform der Genossenschaft ist 
ausgehend von den Vorschriften des Genossenschaftsrechts, z.B. § 1 Abs. 1 Genos-
senschaftsgesetz (GenG) oder §§ 53 ff. GenG, für solche Vereinigungen geschaffen, 
deren geschäftlicher Betrieb mit einem nicht unerheblichen Finanzvolumen verbunden 
ist.  
Die Genossenschaft ist Formkaufmann, was eine einfache, kostengünstige Buchfüh-
rung verhindert. Ferner muss sie Mitglied eines genossenschaftlichen Prüfverbandes 
sein und sich mindestens alle zwei Jahre von diesem prüfen lassen. Selbst bei ganz 
kleinen Genossenschaften kann davon ausgegangen werden, dass die Rechtsform-
kosten bis zu 3.000,- € im Jahr ausmachen. 
Die Rechtsformkosten als Genossenschaft würden somit einen nicht unerheblichen 
Kostenfaktor für das geringe Finanzvolumen der Vereinigung Alte Backstube Immen-
sen Dorfladen und somit eine unverhältnismäßige Belastung bedeuten. 

 
Die Vereinigung als Genossenschaft zu führen wäre daher für den Verein Alte Back-
stube Immensen Dorfladen wirtschaftlich nicht zumutbar. 
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Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen erfüllt der Verein auch im Übrigen die vereins-
rechtlichen Vorschriften des BGB. Dem Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen ist 
daher die Rechtsfähigkeit zu verleihen. Die beigefügte Vereinssatzung ist Bestandteil die-
ses Bescheides. 
 
Zu 2): 
Die Verleihungsverfügung wird gemäß § 36 VwVfG mit Auflagen versehen, die sicherstel-
len sollen, dass die gesetzlichen Voraussetzungen der Verleihung der Rechtsfähigkeit als 
wirtschaftlicher Verein an den Verein Alte Backstube Immensen Dorfladen w.V. erfüllt 
werden: 
 
Zu a): 
Die Verleihung der Rechtsfähigkeit an einen wirtschaftlichen Verein nach § 22 BGB kommt 
grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn es wegen der besonderen Umstände des Einzel-
falls für die Vereinigung unzumutbar ist, sich in einer anderen für rechtsfähige wirtschaftli-
che Zusammenschlüsse bundesgesetzlich bereitgestellten Rechtsform (GmbH, AG, Ge-
nossenschaft) zu organisieren und auf diese Weise die Rechtsfähigkeit zu erlangen. 
 
Die eingetragene Genossenschaft teilt mit dem wirtschaftlichen Verein die Leichtigkeit des 
Ein- und Austritts, weshalb sie die am ehesten denkbare Alternative zum wirtschaftlichen 
Verein darstellt. Sollte sich das Finanzvolumen des Vereins in erheblichem Maße erhöhen, 
sodass in drei aufeinander folgenden Jahren die Grenzen der Buchführungspflicht nach § 
141 AO überschritten werden, wird die Genossenschaft aufgrund des gestiegenen Finanz-
volumens als zumutbare Rechtsform angesehen. Die Umwandlung in eine Genossen-
schaft ist sodann nach § 22 BGB konsequenterweise durch den Vorstand des wirtschaftli-
chen Vereins einzuleiten. 
 
Zu b): 
Die Anzeige einer Vorstandsänderung ist geboten, da für die Verleihungsbehörde erkenn-
bar sein muss, welche Personen den Verein vertreten. Vorstandsänderungen in diesem 
Sinne sind sowohl  die Erhöhung oder Verminderung der Zahl der Vorstandsmitglieder, als 
auch Änderungen der Funktion oder der persönlichen Daten der Vorstandsmitglieder. 
 
Zu c): 
Der Verein kann entweder gemäß § 41 S. 1 BGB durch Beschluss der Mitgliederversamm-
lung oder nach § 42 Abs. 1 BGB durch Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgelöst wer-
den. 

 
Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über einen nichtwirtschaftlichen Verein wird dem 
Registergericht vom Insolvenzgericht nach § 31 Nr. 1 Insolvenzordnung (InsO) mitgeteilt, 
worauf das Registergericht die Eröffnung des Insolvenzverfahrens nach § 75 BGB von 
Amts wegen in das Vereinsregister einträgt. Für wirtschaftliche Vereine fehlt eine gesetzli-
che Bestimmung, die die Mitteilung einer dritten Stelle an die Verleihungsbehörde über die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens ausdrücklich vorschreibt. Im Interesse des Verkehrs-
schutzes und der Rechtssicherheit muss aber gewährleistet sein, dass die Verleihungsbe-
hörde über die Auflösung des wirtschaftlichen Vereins im Wege der Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens Kenntnis erlangt. Zu diesem Zweck wird auf eine entsprechende Mitteilung 
des Vereins zurückgegriffen. 
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Die Verpflichtung, die Auflösung des Vereins durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
i.S.d. § 41 S. 1 BGB der Verleihungsbehörde anzuzeigen, ist ebenfalls für wirtschaftliche 
Vereine nicht gesetzlich vorgesehen. Es ist jedoch im Sinne des Verkehrsschutzes erfor-
derlich, dass die Verleihungsbehörde von einer Auflösung des Vereins im Wege der Be-
schlussfassung der Mitgliederversammlung in Kenntnis gesetzt wird. Zu diesem Zweck 
wird auf eine entsprechende Mitteilung des Vereins zurückgegriffen. 
. 
Zu 3): 
Gemäß §§ 1, 3, 5 des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) in Verbin-
dung mit der lfd. Nr. 90.1 der Anlage des Kostentarifs zur Allgemeinen Gebührenordnung (All-
GO) ist die Verleihung der Rechtsfähigkeit gebührenpflichtig. Der Verein Alte Backstube Im-
mensen w.V. hat Anlass zu diesem Verfahren gegeben und daher die entstandenen Kosten zu 
tragen. Über die Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter Kostenfestsetzungsbescheid. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Göttingen, Berliner Str. 5, 37073 Göttingen, erhoben werden. 
 
Hinweise: 
 
1.) Vom Verein beschlossene Satzungsänderungen sind unverzüglich dem Landkreis 

Northeim als Verleihungsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. Gemäß §§ 33 Abs. 2 
BGB i.Vm. 1 Abs. 1 Nds. AGBGB bedürfen sämtliche Änderungen der Satzung des 
Vereins Alte Backstube Immensen Dorfladen w.V. der Genehmigung des Landkreises 
Northeim. Die Genehmigung zur Änderung einer Satzung ist eine gebührenpflichtige 
Amtshandlung nach lfd. Nr. 90.2 AllGO. 

 
2.) Gemäß § 1 Abs. 3 Nds. AGBGB wird der Landkreis Northeim als Verleihungsbehörde 

die Rechtsfähigkeit des Vereins Alte Backstube Immensen Dorfladen w.V. im Amtsblatt 
des Landkreises Northeim bekannt machen. Die Bekanntmachung erfolgt, sobald der 
vorliegende Bescheid bestandskräftig geworden ist. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
gez. Unterschrift 

 
Varinia Pöpel 
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Zweite Satzung  

zur Änderung der Satzung der Stadt Bad Gandersheim über die Erhebung 

von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis 

(Verwaltungskostensatzung) 

 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) und des § 4 des Niedersächsischen  

Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBL S. 41) - in den zurzeit 

geltenden Fassungen - hat der Rat der Stadt Bad Gandersheim in seiner Sitzung am 

19.05.2022 folgende Zweite Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Bad Gandersheim 

über die  

Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) 

beschlossen: 

 

Artikel I 

 

Die Satzung der Stadt Bad Gandersheim über die Erhebung von Verwaltungskosten im eige-

nen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung), in Kraft getreten am 01.01.2002, wird wie 

folgt geändert: 

 

Der als Bestandteil zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) erlassene Kostentarif erhält die           

sich aus der Anlage ergebende Fassung. 

 

Artikel II 

 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.06.2022 in Kraft. 

 

Bad Gandersheim, den 20.05.2022 

   Stadt Bad Gandersheim 

 

 

 

gez Schwarz 

(S) Bürgermeisterin 
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K o s t e n t a r i f  

zu § 2 der Verwaltungskostensatzung der Stadt Bad Gandersheim 

 

gültig ab dem 01.06.2022 
 

 

 

Lfd. Nr. Gegenstand Betrag EURO 

 

1   Abschriften, Durchschriften und andere Vervielfältigungen  

   

1.1 Fotokopien  

   

1.1.1 Fotokopien (Vervielfältigungen mit Bürodruckgeräten), schwarzweiß, 

je Seite 

 

   

1.1.1.1 bis zum Format DIN A 4 1,10 

   

1.1.1.2 im Format DIN A 3 2,20 

   

1.1.2 Fotokopien (Vervielfältigungen mit Bürodruckgeräten), farbig, 

je Seite 

 

   

1.1.2.1 bis zum Format DIN A 4 1,50 

   

1.1.2.2 im Format DIN A 3 3,00 

   

 A n m e r k u n g :  

   

 Die Gebühr wird auch erhoben für Fotokopien, die aus vom Kosten-

schuldner zu vertretenden Gründen angefertigt, übersandt oder per 

Telefax bzw. E-Mail übermittelt werden. 

 

   

2 Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Ausweise  

   

2.1 Beglaubigung von Unterschriften, Abschriften, Fotokopien 6,00 

   

2.2 Beglaubigung von Abschriften je Seite 

a) Erstausfertigung 

b) Durchschrift 

 

5,00 

2,50 

   

2.2.1 Beglaubigungen von Vervielfältigungen, die mit Bürodruckgeräten herge-

stellt werden, 

 

je Seite des ersten Abdrucks 

zusätzlich für jeden weiteren Abdruck je Seite 

 

 

 

3,00 

2,25 

   

2.3 Beglaubigungen von Urkunden und Bescheinigungen für den Ge-

brauch im Ausland 

 

17,00 

   

2.4 Ausstellen von Bescheinigungen, Zeugnissen und Ausweisen, wenn 

Gebühren nicht nach anderen Tarifnummern zu erheben sind 

 

 

6,50 bis 140,00 

   

3 Akteneinsicht  

   

3.1 Die Einsicht in Akten, Karteien, Registern u.dgl. - ausgenommen 

nach § 72 Abs. 1 NBauO -, soweit sie nicht zur Einsichtnahme öffent-
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lich ausgelegt sind und wenn in einer anderen Tarif-Nr. keine Ge-

bühren vorgesehen sind, für jeden Fall 

 

5,00 

   

3.2 Auskünfte aus Akten, Registern, Karteien u.dgl.  

   

3.2.1 wenn die Anfrage ohne besondere Ermittlungen beantwortet werden kann                    5,00 

   

3.2.2 wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind 13,50 

   

3.3 Schriftliche Auskünfte zur Marktforschung und für wirtschaftliche 

Dispositionen und Prognosen an interessierte Gesellschaften o.ä. 

 

   

3.3.1 Grundgebühr 13,50 

   

3.3.2 zuzüglich je angefangene Seite 4,50 

   

3.4 Auskünfte zum Besoldungs-, Versorgungs- und Tarifrecht  

   

3.4.1 Bearbeitung je angefangene halbe Arbeitsstunde 30,00 

 

   

 Für Auskünfte, die aufgrund eines bestehenden oder früheren Dienst- oder 

Arbeitsverhältnisses in eigener Angelegenheit ersucht werden, werden 

keine Gebühren erhoben. 

 

Überlassungen, Übersendungen von Akten an Prozessbevollmächtigte   

zur Abwicklung von rechtlichen Vorträgen 

 

 

15,00 bis 35,00 

   

4 Abgabe von Druckstücken 

(Ortssatzungen, Abgabensatzungen, Plänen, Tarifen, Straßen- und 

Stimmbezirksverzeichnissen u. dgl.) 

für jede angefangene Seite 

jedoch mindestens 

 

 

 

0,60 

4,50 

   

54 Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder einer Erklärung, die von 

Privatpersonen zu deren Nutzen gewünscht wird (die Niederschrift 

über die Erhebung von Rechtsbehelfen oder das Vorbringen von 

Anregungen und Bedenken zu Entwürfen von Bauleitplänen sind 

ausgenommen) 

je angefangene Seite 

 

 

 

 

 

27,00 

   

5 Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahmebewilligungen und andere 

zum unmittelbaren Nutzen der Beteiligten vorgenommene Verwal-

tungstätigkeiten, wenn keine andere Gebühr vorgeschrieben ist 

 

 

 

37,50 bis 675,00 

   

6 Verwaltungstätigkeiten, die nach Art und Umfang in der Gebühren-

satzung nicht näher bestimmt werden können und die mit besonde-

rem Aufwand verbunden sind 

für jede angefangene halbe Stunde 

 

 

 

18,00 bis 35,00 

   

8 Bearbeitung von Bürgschaftsanträgen  

   
8.1 bis zu 5.000 EURO des Bürgschaftsbetrages 24,00 

   
8.2 für jede weiteren 5.000 EURO 14,00 
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9 Vermögenswaltung  
   

9.1 Vorrangseinräumung-, Pfandentlassungs- und sonstige Erklärungen 

zugunsten von Grundpfandrechten Dritter, insbesondere gegenüber 

Auflassungsvormerkungen und Vorkaufsrechten sowie Belastungs-

genehmigungen 

 

   

9.1.1 bis zu 5.000,00 € des Nominalbetrages des vortretenden, höchstens jedoch 

des zurücktretenden Grundpfandrechts oder des betroffenen Teilbetrages 

                  25,00 

   

9.1.2 für jede weiteren angefangenen 5.000,00 EURO 15,00 

   

9.2 Löschungsbewilligungen zugunsten von Grundpfandrechten Dritter  

   

9.2.1 bis zu 5.000,00 EURO des Nominalbetrages des vortretenden, höchstens 

jedoch des zurücktretenden Grundpfandrechtes 

 

28,50 

   

9.2.2 für jede weiteren angefangenen 5.000,00 EURO 15,00 

   

9.3 Löschungsbewilligungen, Vorrangseinräumungs-, Pfandentlassungs- 

und sonstige Erklärungen für Rechte, die nicht unter Nr. 9.1.1 und 

9.1.2 fallen 

30,00 

   

9.4 Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. die Nicht-

ausübung eines Vorkaufsrechts (Negativzeugnis) nach § 28 Abs. 1 

BauGB 

40,00 

   

9.5 Vorkaufsrechtsverzichtserklärungen gem. § 24 ff BauGB 18,00 bis 46,00 

   

9.6 Löschung der Reichsheimstätteneigenschaften 35,00 

   

9.7 Aufnahme von Baulastanträgen einschl. Beglaubigungen der Unter-

schriften 

 

28,50 

   

10 Aufstellung über den Stand des Steuerkontos für jedes Haushaltsjahr 

je Seite 

 

4,00 

   

11 Zweitausfertigung von Steuer- oder sonstigen Quittungen 4,00 

   

12 Ersatzstücke für verloren gegangene Hundesteuermarken 4,00 

   

13 Bescheinigungen über Abgaben früherer Jahre je Seite 4,00 

   

13.1 Steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen 12,50 

   

14 Feststellung aus Konten und Akten 

je angefangene ½ Stunde 

 

18,00 bis 35,00 

   
15 Abgabe von Verdingungsunterlagen bei öffentlichen Ausschreibun-

gen und Leistungen mit einem überschlägig ermittelten Wert von 
 

   

15.1 bis zu 5.000 EURO 16,50 

   

15.2 über    5.000 EURO bis 10.000 EURO 22,00 

   

15.3 über  10.000 EURO bis 25.000 EURO 27,50 

   

15.4 über  25.000 EURO bis  50.000 EURO 35,00 

   

15.5 über  50.000 EURO bis 125.000 EURO 40,00 
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15.6 über 125.000 EURO bis 250.000 EURO    45,00 

   

15.7 über 250.000 EURO     55,00             

   

16 Erschließungsbescheinigungen    8,50 

   

17 Grabmale und sonstige Gebühren  

   

17.1 Genehmigung zur Errichtung von Grabmalen einschl. Fundaments je 

Grabstelle und Prüfung der Standfestigkeit 

30,00 

   

17.2 Berechtigungskarte für Gewerbetreibende, z.B. Bestattungs- und 

Steinmetzfirmen sowie Gärtnereien (gütlig für 5 Jahre) 

108,00 

   

17.3. Für die Genehmigung zur Errichtung von baulichen Anlagen ein-

schließlich der Errichtung eines Denkmals bzw. einer Einfassung 

 

   

17.3.1 auf einstelligen Grabstätten 54,00 

   

17.3.2 auf mehrstelligen Grabstätten 108,00 

   

17.3.3 auf Urnengrabstätten 54,00 

   

17.3.4 auf Reihengrabstätten mit Namenstafel (30 x 40 cm) 27,00 

   

18 Dingliche Rechtsverfolgung  

   

 je angefangene ½ Stunde je nach Aufwand 15,00 - 25,00 

   

19 Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung 

Dritter von Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen und sonsti-

gen Anlagen ausgeführt werden, je  angefangene ½ Stunde der Be-

aufsichtigung einschl. Anmarschweg von der Dienststelle oder von 

der vorhergehenden Baustelle. Sofern die vorhergehende Baustelle 

weiter entfernt liegt als die Dienststelle, ist für die Berechnung des 

Zeitaufwandes nur der Weg von der Dienststelle bis zur Baustelle 

zugrunde zu legen. 

 

 

 

 

 

 

 

32,50 

   
20 Genehmigungen, Erlaubnisse und sonst. Verwaltungshandlungen  
   

20.1 Einstellung und Wiederaufnahme der Wasserversorgung 72,00 

   

20.1.1 Genehmigung und Abnahme einer Zählereinrichtung (z.B. Garten-

wasserzähler) zur Absetzung der Abwassergebühr 

72,00 

   

20.1.2 Bearbeitungsgebühr für die Leihgabe eines Standrohrwasserzählers 

für jede halbe Stunde 

36,00 

   

20.2 Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanlagen, Nieder-

schlagswassersammelanlagen sowie deren Abnahme 

 

 

   

20.2.1 Genehmigung von Grundstücksentwässerungsanlagen, Niederschlags-

wassersammelanlagen 

 

54,00 

   

20.2.2 Abnahme von Grundstücksentwässerungsanlagen, Niederschlagswasser-

sammelanlagen 

 

42,75 

   

20. 3 Genehmigung zur Einleitung von Abwasser außergewöhnlicher Art 

in die städt. Abwasseranlage aufgrund der Abwasserbeseitigungssat-

zung 

 

165,00 bis 320,00 
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20.4 Entnahme und Untersuchung von Abwasserproben, die durch sat-

zungswidrige Benutzung oder Handeln der Anschlussnehmer erfor-

derlich werden. 

Soweit die Stadt Dritte mit der Untersuchung beauftragen muss, 

werden diese Kosten als Auslagen neben den Gebühren erhoben. 

 

 

65,00 bis 285,00 

 

   

20.5 Erteilung einer Befreiung vom Anschluss- und/oder Benutzungs-

zwang 

 

54,00 

   

20.6 Bescheinigung gemäß § 69a Abs. 1 Nr. 5 NBauO über die gesicherte 

Erschließung bei genehmigungsfreien Baumaßnahmen 

 

72,00 

   

20.7 Anliegerbeitragsbescheinigung 36,00 

   

20.8 Zustimmung nach § 50 Telekommunikationsgesetz TKG 36,00 

   

21 Einsatz der kommunalen Datenverarbeitungszentrale Südnieder-

sachsen (KDG) Göttingen 

 

   

21.1 Leistungen der KDG jeglicher Art (u.a. Druck von Adressen, Selbst-

klebeetiketten, Wahlergebnissen) 

In Höhe der entstehenden 

Kosten 

   

22.2 zuzüglich Bearbeitung pro Antrag 12,00 

   

22 Rechtsbehelfe  

 Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe, soweit nicht  

§ 4 der Verwaltungskostensatzung anzuwenden ist und der Rechts-

behelf erfolglos bleibt oder der Rechtsbehelf Erfolg hat, die angefoch-

tene Verwaltungstätigkeit aber aufgrund unrichtiger oder unvoll-

ständiger Angaben vorgenommen bzw. abgelehnt worden ist, einschl. 

der Entscheidung über Widersprüche Dritter 

 

 

 

 

 

 

25,00 bis 300,00 

   

22.1 Gebührentabelle gemäß Nr. 21 des Kostentarifs zur Verwaltungskos-

tensatzung 

 

 Gebühr unter Berücksichtigung des durchschnittlichen Verwaltungs-

aufwandes) Wert 

 

 

   

 bis                                                      50,00 EURO 10,00 

 100,00 EURO 15,00 

 150,00 EURO 20,00 

 200,00 EURO 25,00 

 300,00 EURO 

400,00 EURO 

500,00 EURO 

35,00 

40,00 

46,00 

 750,00 EURO 52,00 

 1.000,00 EURO 57,00 

 1.250,00 EURO 62,00 

 1.500,00 EURO 69,00 

 2.000,00 EURO 74,00 

 2.500,00 EURO 79,00 

 3.000,00 EURO 86,00 

 3.500,00 EURO 96,00 

 4.000,00 EURO 102,00 

 4.500,00 EURO 114,00 

 5.000,00 EURO 125,00 

 5.500,00 EURO 136,00 

 6.000,00 EURO 147,00 

 6.500,00 EURO 164,00 

 7.000,00 EURO 176,00 

 7.500,00 EURO 186,00 
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   10.000,00 EURO 226,00 

 12.500,00 EURO 

15.000,00 EURO 

271,00 

333,00 

 17.500,00 EURO 373,00 

 20.000,00 EURO 395,00 

 25.000,00 EURO 457,00 

 30.000,00 EURO 

über                                     30.000,00 EURO 

 

519,00 

564,00 

 

 Bei Entscheidungen, denen ein besonderes aufwändiges Ermittlungs-

verfahren vorausgegangen ist, ist die Gebühr angemessen - aber nicht 

über 564,00 EURO hinaus - zu erhöhen. 

 

Bei schematischen Entscheidungen in parallel laufenden Verfahren 

ist die Gebühr angemessen - aber nicht unter 7,00 EURO im Einzel-

fall - herabzusetzen. 
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Achte Satzung  

zur Änderung der Satzung 

über die Erhebung der Abgaben für die 

Abwasserbeseitigung der Stadt Bad Gandersheim 

(Abwasserbeseitigungsabgabensatzung) vom 30.01.2007 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch Gesetz vom 

23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191), der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalab-

gabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), zuletzt 

geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700), des § 6 Abs. 

1 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz in der Fas-

sung vom 24.03.1989 (Nds. GVBl. S. 69) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 

vom 16.12.2021 (Nds. GVBl. S. 911) und des § 96 des Niedersächsischen Wassergeset-

zes (NWG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 64) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 16.12.2021 (Nds. GVBl. S. 911), hat der Rat der Stadt Bad Gandersheim sei-

ner Sitzung vom 19.05.2022 folgende Satzung beschlossen: 

 

Die Satzung 

über die Erhebung der Abgaben für die Abwasserbeseitigung der Stadt Bad 

Gandersheim (Abwasserbeseitigungsabgabensatzung) vom 30.01.2007 

 

wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 

 

§ 8 wird wie folgt neu gefasst: 

 

§ 8 

Gebührenmaßstäbe 

 

I. Die Abwassergebühr für die Schmutzwasserentsorgung wird nach der Abwasser-

menge bemessen, die in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit 

für die Gebühr ist 1 m3 Abwasser. 
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(1) Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten 

 

1. die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen 

zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

2. die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte 

Wassermenge, 

3. die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermes-

seinrichtung. 

 

(2) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder über-

haupt nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Stadt 

unter Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres 

und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen 

geschätzt. 

 

(3) Die Wassermengen nach Abs. 1 Nr. 2 hat der Gebührenpflichtige der Stadt für 

den abgelaufenen Erhebungszeitraum (§ 13 Abs. 1) innerhalb der folgenden zwei 

Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebüh-

renpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den 

Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Stadt auf solche Mess-

einrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare 

Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn 

diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können. 

 

(4) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasseranlage gelangt 

sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalenderjahres 

innerhalb von zwei Monaten bei der Stadt einzureichen. Für den Nachweis gilt 

Abs. 3 Satz 2 bis 4 sinngemäß. Die Stadt kann auf Kosten des Antragstellers Gut-

achten anfordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 

 

II. Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der über-

bauten und befestigten (versiegelten) Grundstücksfläche (einschließlich Betondecken, 

bituminöse Decken, Pflasterungen und Plattenbeläge) bemessen, von der aus Nieder-

schlagswasser in die öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtung gelangt. Berech-

nungseinheit ist 1 m2 versiegelte Fläche.  
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(1) Bei der Ermittlung der versiegelten Grundstücksflächen werden zu 50 v. H. be-

rücksichtigt (teilversiegelte / teilweise wasserdurchlässig versiegelte):  

a) Flächen, die an eine Anlage zur Versickerung von Niederschlagswasser ange-

schlossen sind und diese Anlage einen Notüberlauf zu der öffentlichen Abwas-

serbeseitigungseinrichtung hat. Die Anlage muss den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik (ATV-Regelwerk, Arbeitsblatt A 138) entsprechen und 

genehmigt sein.  

b) begrünte Dachflächen  

c) Flächen, die mit versickerungsfähigen Materialien befestigt sind. Versicke-

rungsfähige Materialien sind insbesondere wassergebundene Flächen sowie 

Ökopflastersysteme wie  

    - Rasengitter-, Rasenkammer und Rasenlochsteine,  

    - haufwerkporiges wasser- und luftdurchlässiges Betonpflaster,  

    - Pflasterflächen mit einem Fugenanteil über 15 v. H.,  

    - Pflastersysteme mit einer dauerhaften Versickerungsleistung von mind.  

       270 l/ (s x ha). Der Nachweis ist durch ein Werks- oder Systemprüf- 

       zeugnis zu erbringen 

(2) Wird eine Anlage zum Speichern von Niederschlagswasser (Zisterne) zur Garten- 

bewässerung mit Überlauf in die öffentliche Abwasseranlage betrieben, die dau-

erhaft mit Niederschlagswasser gespeist wird und mindestens ein Fassungsver-

mögen von 1 m³ hat, werden für jeden m³ Speicher 10 m² der an die Anlage ange-

schlossenen Flächen in Abzug gebracht.  

(3) Wird eine Anlage zum Speichern von Niederschlagswasser zur Brauchwas-

sernutzung (Zisterne) mit Überlauf in die öffentliche Abwasserbeseitigungsein-

richtung betrieben, die dauerhaft mit Niederschlagswasser gespeist wird und min-

destens ein Fassungsvermögen von 2 m³ hat, werden für jeden m³ Speicher 30 m² 

der an die Anlage angeschlossenen Flächen in Abzug gebracht. 

(4) Maßgebend für die Gebühr sind die zu Beginn des Erhebungszeitraumes beste-

henden Verhältnisse. Veränderungen an der überbauten und befestigten (versie-

gelten) Grundstücksfläche, die zur Ermittlung der Niederschlagswassergebühr 

herangezogen wird (Gebührenmaßstab), werden mit Beginn des auf den Eingang 

der Änderungsanzeige folgenden Kalendermonats gebührenwirksam. 

(5) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nach Abs. 1 nicht frist- 

     gemäß nach, so kann die Stadt die Berechnungsdaten schätzen. 
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Artikel 2 

 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2023 in Kraft. 

 

 

Bad Gandersheim, den 24.05.2022 

 

Stadt Bad Gandersheim 

 

 

 

 

 

(S)      gez. Schwarz 

Bürgermeisterin 

Amtsblatt des Landkreises Northeim Nr. 42 

vom 25.05.2022



10.03 f 

Sechste Satzung 

zur Änderung der Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die 

öffentliche Wasserversorgung der Stadt Bad Gandersheim 

(Wasserabgabensatzung) vom 30.01.2007 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch Gesetz vom 

23.03.2022 (Nds. GVBl. S. 191), der §§ 5, 6 und 8 des Niedersächsischen Kommunalab-

gabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 24.10.2019 (Nds. GVBl. S. 309), zuletzt 

geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700), hat der Rat 

der Stadt Bad Gandersheim seiner Sitzung vom 19.05.2022 folgende Satzung beschlos-

sen: 

Die Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die öffentliche Wasserversorgung 

der Stadt Bad Gandersheim (Wasserabgabensatzung) vom 30.01.2007 

wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 

§ 16 wird wie folgt neu gefasst:

§ 16

Wassergebühren für Baudurchführungen pp. 

(1) Für Wasser, das bei der Herstellung von Gebäuden oder sonstigen Anlagen ver-

wendet wird (Bauwasser), wird eine Verbrauchsgebühr nach Abs. 2 erhoben, so-

fern der Verbrauch nicht durch Wasserzähler ermittelt werden kann.

(2) Bei Neu-, Um- und Erweiterungsbauten von Gebäuden und sonstigen Baulichkei-

ten wird je angefangene 100 m³ umbauten Raumes (einschließlich Keller- und Un-

tergeschoss sowie ausgebauter Dachräume) ein Verbrauch von 10 m³ zugrunde ge-

legt. Bauvorhaben mit weniger als 10 m³ umbauten Raumes bleiben gebührenfrei.

(3) Der Wasserverbrauch für andere vorübergehende Zwecke wird von der Stadt im

Einzelfall nach Erfahrungswerten geschätzt, sofern der Verbrauch nicht durch

Wasserzähler ermittelt werden kann. Sofern das entnommene Wasser nach Ge-

brauch in die Schmutzwasserkanalisation eingeleitet wird, wird die Schmutzwas-

sergebühr nach der Abwasserbeseitigungsabgabensatzung in der jeweils gültigen

Fassung erhoben.
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(4) Kosten für das Aufstellen und Abbauen von Einrichtungen zur vorübergehenden 

Wasserentnahme sind der Stadt wie folgt zu erstatten. Es wird für den personellen 

Arbeitsaufwand des Betriebsteils der Trinkwasserversorgung eine Pauschale von 

durchschnittlich einer Arbeitsstunde für einen Facharbeiter in Höhe von 52,00 € 

(brutto) als Grundpreis je verliehenen Standrohres zugrunde gelegt und berechnet.  

 

(5) Vor Ausgabe eines Standrohrwasserzählers muss eine Barsicherheit (Kaution) in 

Höhe von 400,00 € brutto hinterlegt werden. 

 
 

Artikel 2 

 

Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

 

Bad Gandersheim, den 24.05.2022 

Stadt Bad Gandersheim 

 

 

 

 

 

(S)      gez. (Schwarz) 

Bürgermeisterin 
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